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ANSPRACHE

DES APOSTOLISCHEN NUNTIUS DR. GIOVANNI LAJOLO

 BEIM EMPFANG DES BUNDESKANZLERS 

FÜR DAS DIPLOMATISCHE CORPS 

AM 19. DEZEMBER 2001 IN BERLIN


Sehr geehrter Herr Bundeskanzler!


1. Es ist heute das erste Mal, dass das gesamte in der Bundesrepublik Deutschland akkreditierte Diplomatische Corps im neuen Sitz des Bundeskanzlers versammelt ist, der durch seine imposante Gestalt das neue Gesicht der Bundeshauptstadt mitprägt und so fast wie ein Wahrzeichen die neue Phase in der Geschichte Deutschlands, die mit dem epochalen Ereignis der Wiedervereinigung ihren Anfang genommen hat, kennzeichnet.


Im Namen der Damen und Herren Missionschefs, für die zu sprechen ich die Ehre habe, danke ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, herzlich dafür, dass Sie uns hierher eingeladen und uns verschiedene Aspekte der Politik Ihrer Regierung erläutert haben, deren Richtlinien Sie bestimmen und für die Sie die Verantwortung tragen. Ihre Ausführungen sind uns eine Hilfe, die Leitlinien Ihrer Politik auf nationaler und internationaler Ebene besser zu verstehen. Sie werden für uns Gegenstand intensiver Reflexion sein.


2. Der 11. September 2001 - ein noch ganz junges Datum und doch schon ein Datum, das uns fast wie eine Art Wasserscheide zwischen zwei Epochen der Geschichte erscheint - hat die Regierungen der Staaten zu einem raschen gemeinsamen Handeln und zu einer vertieften Analyse herausgefordert.

a. Das rasche Handeln hat sich in der außerordentlich breiten und - ich möchte sagen - fast universalen Solidarität mit den Vereinigten Staaten von Amerika konkretisiert. Und diese Solidarität ist nicht bei pflichtmäßigen Sympathiebezeugungen stehengeblieben, sie hat vielmehr in einer umfassenden Vereinbarung im Kampf gegen den Terrorismus und auch in einer militärischen Aktion unter aktiver Teilnahme verschiedener anderer Staaten Gestalt angenommen - mit dem Ziel, die für die Terrorakte Verantwortlichen dingfest zu machen und diejenigen zu bestrafen, die ihnen Unterschlupf und Hilfestellung gegeben haben.


Ihre Regierung, Herr Bundeskanzler, unterstützt diese Aktion mit einem bedeutenden eigenen Beitrag. Die Tatsache, dass es in der öffentlichen Meinung in Deutschland eine große Sorge gegeben hat, der Ruf Deutschlands als Vorkämpfer des Friedens könne in Gefahr geraten, scheint mir sehr positiv bewertet werden zu müssen - vor allem im Lichte der Geschichte des vorigen Jahrhunderts. Dieser Sorge hat Ihre Regierung in gebührender Weise Rechnung getragen. Ja, Ihre Regierung hat die Aufgabe der Förderin und Gastgeberin der Petersberger Gespräche über Afghanistan übernommen und so einen erheblichen Beitrag zur Wiederherstellung einer gerechteren Ordnung in diesem geschundenen Land geleistet: Die Rolle, die die deutsche Diplomatie dabei gespielt hat, hat ihr die Bewunderung vieler Länder eingetragen. Auch wir möchten Ihnen, Herr Bundeskanzler, Ihrem Außenminister und allen, die sich für ein Gelingen dieser Konferenz, die von Anfang an als außerordentlich schwierig galt, eingesetzt haben, zu diesem Erfolg herzlich gratulieren. Mögen die Samen des Friedens, die dort gesät wurden, reifen und gute Früchte bringen.


b. Der 11. September hat zugleich die Notwendigkeit einer breit angelegten und vertieften Erforschung der Ursachen und der Umstände, die den barbarischen Akt verursacht, begünstigt oder erlaubt haben, aufgezeigt. Es wird nicht genügen, die Terroristen zu entwaffnen, man muss das Übel an der Wurzel heilen. Der Friede ist das höchste Gut, er ist aber auch - man hat es eben gesehen - äußerst zerbrechlich. Um ihn zu schützen und zu fördern, sieht man sich mit verschiedenen Erfordernissen konfrontiert: dass die Menschenrechte in ihrem unverzichtbaren Kern in allen Ländern geschützt werden - dass die politischen Systeme, wenn auch in unterschiedlichen Formen, substantiell nach demokratischen Regeln gestaltet werden - dass die Kriegsherde, angefangen mit dem im Nahen Osten, der immer bedrohlich und immer blutig ist, endlich ausgelöscht werden, ja, vor allem möchte ich sagen, dass die Solidarität unter den Völkern konkret - d. h. sowohl politisch wie wirtschaftlich - verwirklicht wird.


3. Herr Bundeskanzler, Außen- und Innenpolitik sind nie zwei voneinander unabhängige Abteilungen im Leben eines Staates gewesen - und das sind sie heute weniger denn je. Die heutigen Schwierigkeiten auf der internationalen Ebene stellen nicht geringe Hindernisse für das Erreichen innenpolitischer Ziele der Regierungen - etwa im Bereich der Sozialpolitik und der Haushaltspolitik - dar. Die Fähigkeit der Politiker der Bundesrepublik, der Konsens der politischen Parteien in den Grundfragen, die beträchtlichen wirtschaftlichen und kulturellen Ressourcen, über die Deutschland verfügt, erlauben es, mit Zuversicht, ja, mit Optimismus in die Zukunft Ihres Landes zu blicken. Ich glaube, im Namen meiner Kolleginnen und Kollegen versichern zu können, dass es - soweit es in unserer Macht steht - an der Bereitschaft zur Zusammenarbeit in den zwischenstaatlichen Beziehungen nicht fehlen wird. 


Möge Ihre Regierung - mit Gottes Hilfe - ihre Aufgaben zu Ihrer vollen Zufriedenheit, Herr Bundeskanzler, erfüllen: zum Wohl des deutschen Volkes, der dynamisch wachsenden Europäischen Union und der ganzen Völkergemeinschaft.


4. Diese unsere Begegnung findet zu einem Zeitpunkt statt, da das Weihnachtsfest schon in die unmittelbare Nähe gerückt ist: Tage, die uns in besonderer Weise einladen, uns auf die inneren Werte des Menschen, auf die Weisheit des Lebens und den Frieden des Herzens neu zu besinnen und die Bande der Freundschaft zu erneuern. In diesem Sinne darf ich Ihnen, Herr Bundeskanzler, den Mitgliedern Ihrer Regierung und allen Menschen in diesem Lande im Namen meiner Kolleginnen und Kollegen und in meinem eigenen auch herzliche Festwünsche aussprechen.

